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S a t z u n g

Bebauungsplan Nr. 7/67
der Stadt Dachau

Die Stadt Dachau erläßt als Satzung aufgrund der §§ 9 und 10
des Bundesbaugesetzes (BHauG) vom 2).6.1960 (BGBl.S.341),
der Verordnung über Festsetzungen imBebauungsplan vom 22.6.1961
(GVBI.S.161), der Verordnung über die bauliche Nutzung der
Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNutzVO) vom 26.6.1962
(BGBI.1.S.429), des Art. 107 der Bayer. Bauordnung (BayBO) vom
1.8.1962 (GVBI.S.179) und Art. 23 der Gemeindeo.rdnung für den
Freistaat Bayern (GO) vom 25.1.1952 (BayBS 1.S.461) den

(
B e b a u u n g sp I an

Nr. 7/67

für das Gebiet zwischen der
Münchener Straße, Bürger-
meister-Krebs-Straße und

Le s s í.ng s t r aß e

§ 1

Der Bebauungsplan besteht aus dem Plan vom Juli 1967 und nach-
stehenden Vorschriften.

§ 2

(1) Das Gebiet ist als allgemeines Wohngebiet festgesetzt.

(2) Die nach § 4 Abs. 3 Ziff. 4 und Ziff. 6 BauNutzVO ausnahms-
weise zulässigen Nutzungsarten (Gartenbaubetriebe und Ställe
für Kleintierhaltung als Zubehör zu Kleinsiedlungen und
landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen) werden gemäß § 1
Abs. 4 BauNutzVO ausgeschlossen.
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§ 3

(1) Tiefgaragen sind so anzulegen, daß diese vorn gewachsenen
Gelände bis Deckenoberkante eine Erddeckung von minde-
stens 0,50 m - 0,60 m erhalten. Das Gelände ist zu be-
grünen und zu bepflanzen und in diesem Zustand zu erhalten.

(2) Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen sind nicht
zulässig (§ 14 Abs. 1 BauNutzVO).

§ 4
(1) Soweit sich Abstandsfläehèn ergeben, die geringer sind als

die nach Art. 6 und 7 BayBO zulässigen, werden diese aus-
drücklich zugelassen.

'\1
(2) Soweit im Bebauungsplan eine Grenzbebauung vorgesehen ist,

ist diese verbindlich.

(3) Abs. 1 und 2 gelten jedoch nur, soweit bestehende Grund-
stücksgrenzen nicht geändert oder bei der Grundstücksauf-
teilung die im Plan vorgeschlagenen Grenzen für die Teil-
grundstücke eingehalten werden.

§ 5

(1) Dachauf- und -ausbauten sowie der Ausbau des Dachraumes
sind nicht zulässig.

(2) Als Deckungsmaterial für Dächer darf nur hartes Material
verwendet werden.

(3) Blechdeckungen sind nur für Flachdächer bei Garagen und
erdgeschossigen Nebenanlagen zulässig.

(I.l:) An den Giebel- und Traufsei ten der Gebäude ist ein Dach-
vorsprung niçht gestattet.

§ 6

Bauliche Anlagen, welche ins Grundwasser zu liegen kommen,
sind gegen den höchsten Grundwasserstand durch eine wasser-
dichte Ausführung zu schü.tzen.

- / -
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§ 7
(1) Hausgruppen und Wohnblöcke sind jeweils'einheitlich tief

zu erstellen und in der äußeren Gestaltung gut aufeinan-
der abzustimmen.

(2) Ausnahmen hinsichtlich der Haustiefen sind möglich, wenn
sie aUS städtebaulichen und architektonischen Gründen
vertretbar sipd.

§ 8

Werbeanlagen auf Dächern, Traufen, Giebeln, freistehenden
Brandmauern und solche, d~e mehr als 50 cm über die Gebäùde-
flucht hinausragen, sind nicht zulässig. Sonstige gesetzliche
Vorschriften über Anlagen der Außenwerbung bleiben unberührt.

§ 9
Die Erdgeschoßfußbodenhöhe wird für die Bebauung entlangder
Nlünchener Straße mit maximal 0,30 m über Ge!tsteigob~rkante
festgelegt.

§ 10

(1) Einfriedungen sind in einheitlicher Gestaltung auszu~
führen. Zulässig sind Drahtzäune mit IIeckenanpflanzung
oder Einfriedungsmauern. Die Höhe der Einfriedung wird
auf 1,00 m über Gehsteigoberkante festgelegt. Der Zaun-
sockel darf 0,20 m über Gehs teLgoberkanbe nichtüber-
schreiten. Zwischenpfosten sind verdeckt anzuordnen.

.r,

(2) Für die Grundstücke Fl.Nr. 957 und- 957/2 isteine Ein-
friedung entlang der Straßenbegrenzungslinie und inner-
halb der anliegenden Vorgärten an der Bürgermeister-Krebs-
Straße und an der Münchener Straße nicht gestattet (Ver-
waltungs- und Geschäftsbauten).

(3) Zugangs- und Zufahrtstore in der Einfriedung sind so
anzulegen, daß sie nicht nach der Straße~se~te geöffnet
we rden könn.en

o
•

(4) Außer den im Plan fest,gesetzten Einfahrten -sí.ndnur bei
dringendem Bedürfnis ausnahmsweise weitere Einfahrten
zulässig.
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§ 11

(1) Vorgärten sind gärtnerisch zu gestalten und ansprechend
zu bepflanzen.

(2) Wäschetrockenplätze dürfen in Vorgärten nicht angelegt
werden.

(3) Im rückwärtigen Teil der Grundstücke sind Kinderspiel-
plätze in ausreichender Größe anzulegen.

§ 12

(1) Versorgungsleitungen und,Entwässe~ungsanlagen sind im
öffentlichen Raum unterzubringen. ':

(2) Oberleitungen für elektrische Versorgung, Telefon usw.
sind nicht gestattet.

(3) Fernseh- und Rundfunkantennen sind, soweit sie über das
Gebäude hinausragen, als Gemeinschaftsantennen auszu-
führen. Zuleitungen dü:den nicht über die Vorderfront
geführt werden. ~

§ 13

Für Baugrundstücke werden nachstehende Mindestgrößen festge-
setzt:

bei 5-geschossiger Bebauung mindestens 1200 2m .
._bei 3-ges~hossiger Bebauung mindestens 800 2m ~

\

Soweit vorhandene Grundstücke die Mindestgrößen nicht erreichen,
bleiben diese unberührt.

§ 14

Die Baulinienfestsetzung an der Münchener Straße zwischen Fl.Nr.
956 1/4 und Fl.N~. 966 1/4 und im sogenannten Neuängergebiet
gemäß der Planung in der Fassung des Tekturplaneçg vomMärz 1955
(Bauausschußbeschluß der Stadt Dachau vom 17".3.1955 Nr. 175), ge-
nehmigt mit RE vom 30.9.1955 Nr. IV/5 - 13 355 a 5 der Regierung
von Oberbayern, wird im Bereich dieses Bebauungsplanes aufgehoben.

- / -
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§ 15
Dieser Bebauungsplan wird mit der Bekanntmachung nach § 12
BBaùG rè'èhtl:ivel'bindlicho·

Daehau, den 20. Dezember 1967

'._"
<.

'~ :

Stadtrat:

L""",=C __.. ôl'~

(Dr. Reitmeier)
í. Bftrgermeister
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1. Der Stadtrat Dachau hat diesen Bebauungsplan in der Sitzung
vom 20.12.1967 Nr. 227 als Satzung beschlossen (§ 10 BBauG).

2. Der Bebauungsplan wurde mit Entschließung der Regierung von
Oberbayern vom 12. 8. 1968 Nr. genehmigt.

11/2 f-IV B 5-6102 DAH 8 - 2
3. Die Genehmigung des Bebauungsplanes sowie Ort und Zeit der

öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes und der Begrün-
dung wurden ortsüblich durchVeröffentlichung,im Amtsblatt
für die Stadt Dachau - Dachauer Volksbote - vom 23. 8. 1968
Nr. 130 bekanntgemacht.

Tag der Veröffentlichung: 23. 8. 1968

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbind-
lich ~eworden (§ 12 BBauG).

Dachau, den 18. 9. 1968
STADT DACHAU

~~.~,_- """""",-",."""

(Dr. Reitmeier)
1. Bürgermeister

: \
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B e g r ü n d u n g

Das zur' Baulinienfestsetzung vorgesehene Gebiet liegt zwischen
der Münchener Straße, Bürgermeister-Krebs-Straße und Lessing-
straße und befinde~ si~h innerhalb des im Zusammenhang bebauten
Ortsteiles. '

~.

~\

Für dieses Gebiet und die nahere Umgebung, im sogenannten Neu-
ängergebiet, wurde bereits mit RE vom 30.9.1955 Nr. IV/5-13355 a 5
eine Bebauu,ng 'gemäß Baulinienplan vomApril 1954 rechtskräftig
féstgesetzt. '
In der nächsten Umgebung sind entsprechend oben angeführtem Bau-
linienplan zw i sehenz eLtlich dreigeschossige Wohnblöcke und zwei-
geschossige Ein- und Mehrfamilienhäuser erstellt worden.

,Neuerdings haben einige Grundstücksbe:sitzer und zwar die Allgemeine
Or.tskranketnkasse München für Fl.Nr. 957 Gern. Dachau, Ludwig Reischi
für' Fil.Nr.~957/2 Gern. Dachau undEngelbert Wie'sböck für' :In.Nr. 963
Gem., Dachau Antragauf Än,derung oben angeführter;Baulinienfest-
setzung gestellt. Der durch dieAOK und Herrn Ludwig Reischi anhand
eines Vorentwurfes vorgelegte neue Bebauungsvo rschLag sieht eine
neuze LtlLche, hohe und offene städtische Bebauung vor, welche von
der früheren Baulinienfestsetzung stark abweicht. Die Stadt steht
diesen städtebaulichwünschenswerten Änderungsvorschlägen grund-
sätzlich auf gesch Lo saen gegenüber. und hat, um eine geordnete
städtebauliche Entwicklung zu erreichen, mit Beschluß vom 11. 4.1967
Nr. 125 die Aufstellung eines neuenBe,bauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1
BBauG für oben angeführtes Teilgebiet beschlossen.
In der näheren Umgebung, wie z sB, entlang der, gegenüberliegenden
Sei te de r Miinchener Straße (Westsei te), drängt die städtebauliche
Entwicklung ebenfalls zu einer Neuordnung des Gebietes, für das
z ,Zt., auch' eine Rebauungsplanfestsetztmg durchgeführt wird.
DåsB:f£en¡ij,li~h~'Bedtirf~:lÍsfUir die D~rchfij_h'r~ng:d~s 'Verfahrens
ist aus oben dargestellten Gründen gegeben.
Die AOK plant auf Fl.Nr. 957 Gern. Dachau die Errichtung eines
Verwaltungsgebäudes. Der Grundstücksbesitzer Ludwig Reischi hat
in seinem Vorschlag entlang der Münchener Straße die Errichtung
von erd- und zweigeschossigen Geschäftsbauten und entlang der
Lessingstraße einen fünfgeschossigen Wohnblock vorgesehen. Auf
Fl.Nr. 963 Gern. Dachau Ecke Münchener Straße - Lessingstraße
(Wiesböck) wurde bereits eine Tankstelle errichtet.
Aus oben angeführten Planungen ergibt sich die Festsetzung als
allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNutzVO und sind die Aus-
nahmen nach § 4 Absatz 3 Satz 4 und 6 BauNutzVO (Gartenbau-
betriebe und Ställe für Kleintierhaltung) nicht zugelassen.
Um bei der vorgesehenen Bebauung für die Fl.Nr. 957 (AOK) und
Fl.Nr. 957/2 (Ludwig Reischi) noch genügend Frei- und Grünflächen
zu erhalten, wurden für diese Grundstücke seitens des Bauherren
Tiefgaragen für Abstell- und Parkflächen vorgeschlagen und ent-
sprechend diesen Wünschen festgesetzt.

- / -
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Es ist den Grundstücksbesitzern bekannt, daß bei dem gegebenen
hohen Grundwasserstand diese baulichen Anlagen ins Grundwasser
zu liegen kommen und daher wasserdicht zu erstellen sind.
Hinsichtlich der Gebietsausweisung wurden b;is auf die Flurnummern
962 und 962/1 nur die Grundstücke einbezogen, welche derzeitig
noch nicht bebaut oder für die aus städtebaulichen Gr.ünden künftig
bauliche Änderungenvorgesehen sind. Die östlich der Lessingstraße
liegenden Grundstücke 'sind erst in den letzten Jahren entsprechend
oben erwähnter Baul.Lnâenf est.s et.sung bebaut worden, Iiodaß hier
Änderungen nicht zu erwarten und städtebaulich auch nicht not-
wendig sind. ~
bie zur Erschließung notwendigen Straßen einschließlich der
Münchener Straße (B 30l.l:) sindbis auf einen geringen Grundstücks-
erwerb àn der Lessingstraße und Bürgermeister-Krebs-Straße im
Teilausbau schon vorhanden, müssen aber nochden Verkehrsgegeben-
heiten angep¡aßtund ,entsprechend derPlanung ausgebaut werden.
Zur g.eordnetenErschl ießung dieses Gebietes' sind daher. noøh der
endgültige Ausbau der Münchener Straße, Bürgermeister-Krebs-.8traße
undder Lessingstraßeund die Verlegung der Schmutzwasserkanalisation
erforderlich. Hinsichtlich der Münchener Straße (B 304) darf auf die
hereits be.i derAufstellung. des Bebauungsplanes gef,ührtenBesprechun-
gen,bzw. auf dioeAbstimmung mit dem Straßenbauamt München und der
Regierung von Oberbayern - Abteilung Tiefbau- (Träger öffentlicher
Belange) Bezug genomme,n werden. Voraussetzung für die festgesetzte
Bøbauung ist,die;,RegeluIl;gund Sicherung oben angeflihrter Erschließung
(Straße, Kanalisation usw.). .
Die durch die 'Bebauungsplanfestsetzung entstehende Auffüllung des
Baugebietes mit ca. 70 WEund die.Errich.:tungvon Verwaltungs- und
Geschäftsbauten ist auf d;iebereits vorhandenen sozialen, ver-
waltungs"t;echnischen.und kulturellen städtischen Einrichtungen nur
von geringem Einfluß. Die Errichtung der AOK und der Dienst,s'te~le
flir den Vertrauensarzt liegen im öffentlichen. Interesse. Die Er-
stellung~eiterer Ladenbauten ist bei Durchführung der geplanten
Wohnblöcke sowie auc~ für das weiter umliegende Wohngebiet notwendig.

, I
} ..
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Die überschlägig ermittelten Kosten der Erschließung, der
Nachfolgelasten und des Un berha.Lt.es betragen:

M a ß n a h m e : Gesamtkosten
DM

Anteil der
Stadt
DM

A) Erstellung der Anlagen und
Einrichtungen
1. Straßenherstellung bzw.~

Endausbau einschließlich
Straßenentw~sserung und
Straßenbeleuchtung
a) Münchener Straße

Anteil Staat
b) Bürgermeister-Krebs-

Straße
c) Lessingstraße

2: °K~nalisatlon
a) Münchener Straße
ob) Bürgermeister-Krebs-

Straße
c) Le~singstraße

3. Wasserversorgung
(Hauptrohrstrang, Gesamt-
kosten)
(Rückersatz Anschließer-
beiträge 9.500,-- DM)

4. Stromversorgung
(einschI. Trafostation)

Erschließungskosten

B) Nachfolgelasten
ca. 70 WE x 6.000,-- (Verwal-
tungsbauten nicht gerechnet,
da diese zu den Nachfolge-
lasten gehören).

c) Unterhalt der Anlagen und
Einrichtungen

117.000,--
42.500,--

50.500,--
129.000,--

32.000,--

20.000,--
65.000,--

15.500,--

154.000,--

11.700 ,--

5.050,--
12.900,--

3.200,--

2.000,--
6.500,--

6.000,--

47.500,--625.500,--
============

420.000,--

jährl. ca.

=========

210.000,-- (= 50 %)

5.000,--
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Ein rech,.tsgültiger Flächennutzungsplan bzw~ ein weitergelten-
der Wirtschaftsplan ist für den Stadtberèich Dachau z.Zt. nicht
gegeben. Der 1951 aufgestellte Wirtschaftsplan ist am 29.6.1963
außer Kra_f._~_.Kei?!.et,e.~~._._., .. ,., _.__,_..__,..._._, . __ ._____"'_' .. _'_', ... _.,

Der ~tadtrat hat daher die Aufstellung eines neuen Flächen-
nutzungsplanes mit Beschluß vom 15;2.1966 Nr. 774 genehmigt

'~~und' d-en ·Phj;nung-s-ve-rhand' -Ä~er-e-r 'Wi-r-ts'cha-f-tsraum München -mi-tder
Ausarbei tuJtg dieses Planes; beauftragt. Ziirischenzei tUch wurde
der Vorent'fUrf erstellt. I... j '.,i .é';,

Das oben artgeführte Gebiet war im Wirtschaftsplan als Bauge-
biet ausgewiesen und wird ;auc1;t.. im neuen Flächennutzungfilplan
wieder als ;Wohnbaufläche apfg~nomm-en." ,

Der Stadtr~t hält deshalb'dieim §j8 'Abs'o"2 Satz'<3' BBauG
vorgesehene Ausnahme, daßain Bebauungsplan aufgestellt werden
k\3-nnl;levor: der. ..:f1äch,.ennutzungsplan aufgesteI¡tist, für ge-
geben. Außerdem ist,für dieses kleine Teilgebiet ein Bebauungs-
plan ausreichend, um die s:tädtebauliche Entwicklung zu ordnen.
(§ 2 Abs , 2 BBauG). ;",. ,
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Dachau, den 20. 12. 1967
'Stadtra-£: -L_-_.~--------J
,(Dr~-Reitmeier)
1. Bürgermeister
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